Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2350 (neu) 


Sachgebiet 612 


Vorblatt 


Zweites Steueränderungsgesetz 1971 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

1. Das Bundesverfassungsgericht hat mit Entscheidung vom 
11, Mai 1970 festgestellt, die Steuerfreiheit für realisierte 
Bodengewinne, die im Rahmen eines landwirtschaftlichen 
Betriebes anfallen, sei mit Artikel 3 GG im Grundsatz un- 
vereinbar. Danach sind auch die entsprechenden Vergün- 
stigungen der Kleingewerbetreibenden und Freiberufler 
zweifelhaft geworden. 

2. Sonderabschreibungen für Schiffe und Flugzeuge sowie Be- 
wertungsabschläge und Rücklagen bei Investitionen in Ent- 
wicklungsländern konnten bisher auch zu Verlusten führen, 
die mit anderen Einkunftsarten ausgleichsfähig waren. In- 
soweit werden die Förderungsmaßnahmen von der Bundes- 
regierung heute grundsätzlich als zu weitgehend angesehen, 
zumal sie ihrer Ansicht nach mit einer sozial-adäquaten För- 
derung der Vermögensbildung nicht im Einklang stehen. 

3. Die gewerbliche Tierhaltung hat nach geltendem Recht dort 
einen Wettbewerbsvorteil gegenüber der landwirtschaft- 
lichen Tierhaltung, wo buchmäßige Verluste aus der Tierhal- 
tung mit Gewinnen aus anderen Einkunftsarten z. B. Gewinn 
aus Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit ausgeglichen 
werden können. 

4. Für eine Reihe befristeter Steuervergünstigungen läuft die 
Frist noch vor dem für das Inkrafttreten der Steuerreform 
vorgesehenen Termin (1. Januar 1974) aus. Es ist zu prüfen, 
welche Maßnahmen für die Zwischenzeit nochmals verlän- 
gert werden sollen. 


B. Lösung 

1 . Bodenrealisierungsgewinne (Veräußerungen, Entnahmen 
aus dem Betriebsvermögen, Betriebsaufgaben) der Land- 
wirte sollen ab 1. Juli 1970, der Kleingewerbetreibenden 
und Freiberufler ab Inkrafttreten des Gesetzes steuerpflich- 
tig werden. Die Unternehmer können sich bis zum 31. De- 
zember 1975 entscheiden, ob sie in die nunmehr geforderten 
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Aufzeichnungen als Ausgangswert einen Pauschalwert oder 
einen vom Finanzamt festzustellenden Teilwert per 1. Juli 
1970 aufnehmen wollen. Die nominelle Differenz zwischen 
diesem Wert und einem späteren Veräußerungserlös (bzw. 
einem fiktiven Veräußerungserlös bei Entnahme oder Be- 
triebsaufgabe) bildet die Besteuerungsgrundlage. Für ein- 
zelne Landwirte ist der Antrag auf Festsetzung des Teil- 
wertes mit dem Risiko einer Artfortschreibung als Bauland 
belastet. 

Andererseits sollen auch für die neu erfaßten Bodengewinne 
die Reininvestitionsbegünstigungen nach §§ 6 b und 6 c 
EStG gelten; bei der Aufgabe landwirtschaftlicher Betriebe 
bis zum 31. Dezember 1973 werden erhöhte Freibeträge 
gewährt. 

Der Ausschuß hat verschiedene Änderungsvorschläge der 
mitberatenden Ausschüsse berücksichtigt. 

2. Die Möglichkeit des Verlustausgleichs infolge von Sonder- 
abschreibungen für Schiffe und Flugzeuge und von Bewer- 
tungsfreiheiten für Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
soll, soweit er über eine Neutralisierung anderer Betriebsge- 
winne hinausgeht, ab dem 31. Dezember 1970 grundsätzlich 
entfallen; soweit die Fremdfinanzierung von Schiffen 70 v. H. 
nicht überschreitet, können weiterhin bis zu 50 v. H. zu aus- 
gleichsfähigen Verlusten führen. Die Regierungsvorlage 
hatte den 17. Dezember 1970 (Tag des Kabinettsbeschlusses) 
als Stichtag vorgesehen. 

3. Ein Verlustausgleich aus gewerblicher Tierhaltung mit Ge- 
winnen aus einem anderen Gewerbebetrieb oder anderen 
Einkunftsarten wird ausgeschlossen. Damit wird dem Antrag 
der CDU/CSU (Drucksache VI/ 1934) im wesentlichen ent- 
sprochen. 

4. Bis zum 31. Dezember 1973 werden Ermächtigungen zugun- 
sten des Bergbaues (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe n EStG) 
und der Bevorratung von Waren des volkswirtschaftlich 
vordringlichen Bedarfs (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe m Buch- 
staben bb) sowie das Gesetz zur Überleitung steuerrecht- 
licher Vorschriften für Erfinder verlängert. Hinsichtlich 
der Vergünstigung für die Vorratsbewertung soll die Ver- 
längerung jedoch nur einen schrittweisen Abbau der Ver- 
günstigung im Verordnungswege ermöglichen. 

Bei der Schlußabstimmung Einstimmigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Keine Mehrheit fanden insbesondere folgende Anträge aus der 
CDU/CSU; 

a) Vermeidung einer Rückbeziehung der landwirtschaftlichen 
Bodengewinnermittlung und der Einschränkung von Steuer- 
vergünstigungen für Schiffe, Flugzeuge und Anlagen in 
Entwicklungsländern. 
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b) Einbeziehung von Schätzungslandwirten in die Steuerver- 
günstigung nach § 6 c EStG (Härtemilderung für die Über- 
gangszeit bleibt im Erlaßwege möglichjT. 

c) Erweiterung der Steuerbefreiungen für landwirtschaftliche 
Bodengewinne auf Fälle weiterer landwirtschaftiicher iNut- 
zung und Enteignungsmaßnahmen. 

d) Sonderregelung für Partenreedereien (entsprechend einem 
Vorschlag des Verkehrsausschusses). 

e) Berücksichtigung regionaler Besonderheiten auch bei der 
pauschalen Bemessung des Anfangswertes zur landwirt- 
schaftlichen Bodengewinnermittlung. 

f) Teilwertfeststellung erst im Veräußerungsfalle. 

g) Streichung des Artikels 3, der durch eine Änderung des § 69 
BewG Artfortschreibungen landwirtschaftlicher Grundstücke 
bei Teilwertfeststellung zur Folge haben kann. 

h) Streichung des Artikels 4 (Änderung des Entwicklungshilfe- 
Steuergesetzes). 


D. Kosten 

Im Gesamtergebnis dürfte das Gesetz bei langfristiger Betrach- 
tung — auch nach den vom Ausschuß beschlossenen Änderun- 
gen — zu Steuermehreinnahmen bei Bund, Ländern und Ge- 
meinden führen. Ergänzend wird auf den Bericht des Haus- 
haltsausdiusses gemäß § 96 der Geschäftsordnung Bezug 
genommen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des 
Gesetzes über die Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen, des Bewertungsgeset- 
zes und des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

(Zweites Steueränderungsgesetz 1971) 

— Drucksache VI/ 1901 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
— Drucksache VI/1934 — 

über den Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur 
Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. Agrarpolitik 

— Umdruck 89 — 


A. Bericht des Abgeordneten von Alten-Nordheim *) 


*) folgt als zu Drucksache W/2350 (neu) 
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B. Antrag des Ausschusses 

(vorbehaltlich einer entsprechenden mitberatenden Stellungnahme 
des Haushaltsausschusses) **) 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1901 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1934 — 
durch die Beschlußfassung zu Nummer 1 für er- 
ledigt zu erklären, 

3. den Antrag — Umdruck 89 — durch die Be- 
schlußfassung zu Nummer 1 für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 18. Juni 1971 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) von Alten-Nordheim 

Vorsitzender Berichterstatter 


**) Mitteilung der mitberatenden Stellungnahme des 
Haushaltsausschusses folgt in zu Drucksache 
W2350 (neu) 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung cingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des 
Gesetzes über die Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtscbaft nach Durchschnittssätzen, des Bewertungsgeset- 
zes und des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

(Zweites Steueränderungsgesetz 1971) 

— Drucksache VI/ 1901 — 


mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des EinkommensteuergesetzeSr 
des Gesetzes über die Ermittlung des 
Gewinns aus Land- und Forstwirtschait 
nach Durchschnittssätzen, des Bewertungs- 
gesetzes und des Entwicklungshilfe- 
Steuergesetzes 

(Zweites Steueränderungsgesetz 1971) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), zuletzt geändert durch das . . . 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS.. . .), wird wie folgt 
geändert; 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

und anderer steuerlicher Vorschriften 

(Zweites Steueränderungsgesetz 1971) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), zuletzt geändert durch das . . . 
vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt 
geändert: 

vor 1. Hinter § 2 wird der folgende § 2 a eingefügt: 

♦ 

,.§ 2 a 

Verluste aus gewerblicher Tierzucht 
und gewerblicher Tierhaltung 

Verluste aus gewerblicher Tierzucht oder ge- 
werblicher Tierhaltung dürfen weder mit ande- 
ren Einkünften aus Gewerbebetrieben noch mit 
Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausge- 
glichen werden; sie dürfen auch nicht nach 
§ 10 d abgezogen werden. Die Verluste mindern 
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Entwurf 


1. § 4 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 5 wird gestrichen. 

b) Dem Absatz 3 werden die folgenden Sätze 
angefügt; 

„Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
für nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens sind erst im Zeitpunkt der 
Veräußerung oder Entnahme dieser Wirt- 
schaftsgüter als Betriebsausgaben zu be- 
rücksichtigen. Die nicht abnutzbaren Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens sind 
unter Angabe des Tages der Anschaffung 
oder Herstellung und der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten oder des an deren 
Stelle getretenen Werts in besondere, lau- 
fend zu führende Verzeichnisse aufzuneh- 
men.“ 

2. In § 6 b Abs. 1 Ziff. 3 werden hinter dem Wort 
^ „Veräußerung“ die Worte „von Grund und 

Boden oder der Veräußerung“ eingefügt. 

3. In § 6 c werden in der Überschrift und in Ab- 
^ Satz 1 Ziff. 1 jeweils hinter den Worten „Ver- 
äußerung von" die Worte „Grund und Boden," 
eingefügt. 

4. In § 14 erhält der letzte Satz die folgende Fas- 
^ sung: 

„§ 16 Abs. 1 Ziff. 1 letzter Halbsatz und Abs. 2 
bis 5 gelten mit der Maßgabe entsprechend, daß 
der Freibetrag nach § 16 Abs. 4 nicht zu gewäh- 
ren ist, wenn der Freibetrag nach § 14 a Abs. 1 
gewährt wird." 

5. Hinter § 14 wird der folgende § 14 a eingefügt: 

.§ 14 a 

Vergünstigungen bei der Veräußerung 
bestimmter land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe 

(1) Veräußert ein Steuerpflichtiger nach dem 
30. Juni 1970 und vor dem 1. Januar 1974 seinen 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb im gan- 
zen, so wird auf Antrag der Veräußerungsge- 
winn (§ 16 Abs. 2) nur insoweit zur Einkom- 
mensteuer herangezogen, als er den Betrag 
von 60 000 Deutsche Mark übersteigt, wenn 

1. der für den Zeitpunkt der Veräußerung maß- 
gebende Einheitswert des Betriebs, der nach 
den Wertverhältnissen vom 1. Januar 1935 
festgestellt worden ist, 20 000 Deutsche Mark 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

jedoch unter den Voraussetzungen des § 10 d 
die Gewinne, die der Steuerpflichtige in späte- 
ren Wirtschaftsjahren aus gewerblicher Tier- 
zucht oder gewerblicher Tierhaltung erzielt.“ 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. u n V e rä n d e r t 


4. unverändert 


5. Hinter § 14 wird der folgende § 14 a eingefügt: 

„§ 14 a 

Vergünstigungen bei der Veräußerung 
bestimmter land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe 

(1) unverändert 


1. der für den Zeitpunkt der Veräußerung maß- 
gebende Einheitswert des Betriebs, der nach 
den Wertverhältnissen vom 1. Januar 1935 
festgestellt worden ist, 25 000 Deutsche Mark 
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Entwurf 

nicht übersteigt; bei Veräußerungen nach 
dem 31. Dezember 1970 ist das Einheitswert- 
anpassungsgesetz vom 22. Juli 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1118) zu berücksichtigen, 

2. die Einkünfte des Steuerpflichtigen im Sinne 
des § 2 Abs. 3 Ziff. 2 bis 7 in den dem 
Veranlagungszeitraum der Veräußerung 
vorangegangenen beiden Veranlagungszeit- 
räumen jeweils den Betrag von 12 000 Deut- 
sche Mark nicht überstiegen haben. Bei Ehe- 
gatten, die nicht dauernd getrennt leben, 
gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß die Ein- 
künfte beider Ehegatten zusammen jeweils 
24 000 Deutsche Mark nicht überstiegen 
haben. 

Ist im Zeitpunkt der Veräußerung ein nach 
Ziffer 1 maßgebender Einheitswert nicht fest- 
gestellt oder sind bis zu diesem Zeitpunkt die 
Voraussetzungen für eine Wertfortschreibung 
erfüllt, so ist der Wert maßgebend, der sich für 
den Zeitpunkt der Veräußerung als Einheits- 
wert ergeben würde. 

(2) Der Anwendung des Absatzes 1 und des 
§ 34 Abs. 1 steht nicht entgegen, wenn die zum 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögen ge- 
hörenden Gebäude mit dem dazugehörigen 
Grund und Boden nicht mitveräußert werden. 

In diesem Fall gelten die Gebäude mit dem da- 
zugehörigen Grund und Boden als entnommen. 

(3) Als Veräußerung gilt auch die Aufgabe 
des Betriebs, wenn 

1. die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt 
sind und 

2. der Steuerpflichtige seinen land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieb zum Zwecke der 
Strukturverbesserung nach Maßgabe des 
§ 41 Abs. 1 Buchstabe c des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte in der Fas- 
sung des Vierten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über eine 
Alter shilie für Landwirte vom 29. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1017) abgegeben hat 
und der Steuerpflichtige dies durch eine Be- 
scheinigung der nach Landesrecht zustän- 
digen Behörde nachweist. 

§ 16 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

(4) Absatz 1 mit Ausnahme der Ziffern 1 
und 2 gilt entsprechend, wenn nur ein Teil des 
zu einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
gehörenden Grund und Bodens veräußert wird 
und der Veräußerungspreis innerhalb von sechs 
Monaten nach der Veräußerung zur Tilgung 
von Schulden des land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebs oder zur Abfindung weichender Erben 
verwendet wird. Der Freibetrag von 60 000 
Deutsche Mark wird für alle Veräußerungen im 
Sinne des Satzes 1, die nach dem 30. Juni 1970 
und vor dem 1. Januar 1974 erfolgen, insgesamt 
nur einmal gewährt.“ 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

nicht übersteigt; bei Veräußerungen nach 
dem 31. Dezember 1970 ist das Einheitswert- 
anpassungsgesetz vom 22. Juli 1970 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 1118) zu berücksichtigen, 

2. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Als Veräußerung gilt auch die Aufgabe 
des Betriebs, wenn 

1. unverändert 

2. der Steuerpflichtige seinen land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieb zum Zwecke der 
Strukturverbesserung nach Maßgabe des 
§ 41 Abs. 1 Buchstabe c des Gesetzes über 
eine Atlershilfe für Landwirte abgegeben 
hat und dies durch eine Bescheinigung der 
zuständigen Alterskasse nachweist. 


§ 16 Abs. 3 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend. 
(4) unverändert 
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Entwurf 

6. § 16 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Zahlen „20 000" je- 
'weils durch die Zahl „30 000" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Zahlen „80 000" je- 
weils durch die Zahl „100 000" ersetzt. 

c) Der folgende Satz wird angefügt: 

„An die Stelle der Beträge von 30 000 Deut- 
sche Mark tritt jeweils der Betrag von 
60 000 Deutsche Mark und an die Stelle der 
Beträge von 100 000 Deutsche Mark jeweils 
der Betrag von 200 000 Deutsche Mark, wenn 
der Steuerpflichtige nach Vollendung seines 
55. Lebensjahres oder wegen dauernder völ- 
liger Erwerbsunfähigkeit seinen Gewerbe- 
betrieb veräußert oder aufgibt." 

7. In § 34 Abs. 2 erhält die Ziffer 1 die folgende 
Fassung: 

„1. Veräußerungsgewinne im Sinne der §§ 14, 
14 a Abs. 1 und 3, §§ 16, 17 und 18 Abs. 3;". 

8. In § 50 Abs. 1 erhält der letzte Satz die fol- 

^ gende Fassung: 

„Die übrigen Vorschriften der §§ 10 und 34 und 
die Vorschriften der §§ 9 a, 10 c, 16 Abs. 4 
Satz 3, §§ 32, 32 a Abs. 3, §§ 33 und 33 a sind 
nicht anzuwenden." 


9. § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe w wird wie folgt 
geändert: 

a) Hinter Satz 4 werden die folgenden Sätze 
eingefügt: 

„Die Sonderabschreibungen dürfen bei dem 
Gewerbebetrieb, zu dessen Betriebsvermö- 
gen das Handelsschiff gehört, nicht zur Ent- 
stehung oder Erhöhung eines Verlusts füh- 
ren. Auf Antrag kann jedoch zugelassen 
werden, daß die Hälfte der Sonderabschrei- 
bungen zur Entstehung oder Erhöhung eines 
Verlusts führt, wenn nachgewiesen wird, 
daß die Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten des Handelsschiffs zu nicht mehr als 
70 vom Hundert durch Darlehen aufgebracht 
werden." 

b) ln den bisherigen Sätzen 7 und 8 werden 
die Worte „die Sätze 1 bis 6" jeweils durch 
die Worte „die Sätze 1 bis 5, 7 und 8" und 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

6. § 16 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) Der folgende Satz wird angefügt: 

„An die Stelle der Beträge von 30 000 Deut- 
sche Mark tritt jeweils der Betrag von 
60 000 Deutsche Mark und an die Stelle der 
Beträge von 100 000 Deutsche Mark jeweils 
der Betrag von 200 000 Deutsche Mark, wenn 
der Steuerpflichtige nach Vollendung seines 
55. Lebensjahrs oder wegen dauernder Be- 
rufsunfähigkeit seinen Gewerbebetrieb ver- 
äußert oder aufgibt." 

7. ln § 34 Abs. 2 erhält die Ziffer 1 die folgende 
^ Fassung: 

„1. Veräußerungsgewinne im Sinne der §§ 14, 
14 a Abs. 1, §§ 16, 17 und 18 Abs. 3;". 

8. unverändert 


8a. In § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe m wird im 
^ ersten Satz nach Doppelbuchstabe bb die Jah- 
reszahl „1972“ durch die Jahreszahl „1974“ er- 
setzt. 

8b. In § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe n wird in den 
^ Sätzen 3, 6 und 7 die Jahreszahl „1972“ jeweils 
durch die Jahreszahl „1973“ ersetzt. 


9. § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe w erhält die fol- 
^ gende Fassung: 

„w) über Sonderabschreibungen bei Handels- 
schiffen, die in einem inländischen See- 
schiffsregister eingetragen sind und vor 
dem 1. Januar 1975 von Steuerpflichtigen, 
die den Gewinn auf Grund ordnungsmäßi- 
ger Buchführung nach § 5 ermitteln, ange- 
schafft oder hergestellt worden sind. Im Fall 
der Anschaffung eines Handelsschiffes ist 
weitere Voraussetzung, daß das Schiff in 
ungebrauchtem Zustand vom Hersteller er- 
worben worden ist. Die Sonderabschreibun- 
gen können im Wirtschaftsjahr der An- 
schaffung oder Herstellung und in den vier 
folgenden Wirtschaftsjahren neben den 
Absetzungen für Abnutzung nach § 7 bis 
zu insgesamt 30 vom Hundert der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten in Anspruch 
genommen werden. Sie können bereits für 
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Entwurf 

in Satz 8 die Worte „des Satzes 6" durch die 
Worte „des Satzes 8" ersetzt. 

c) Der folgende Satz wird angefügt: 

„Die Sätze 5, 8 und 9 gelten erstmals für 
Handelsschiffe, Schiffe, die der Seefischerei 
dienen, und Luftfahrzeuge, die nach dem 

16. Dezember 1970 angeschafft oder her- 
gestellt werden; sie sind jedoch auf Schiffe 
und Luftfahrzeuge nicht anzuwenden, die 
vom Steuerpflichtigen nachweislich vor dem 

17. Dezember 1970 bestellt und angezahlt 
worden sind oder mit deren Herstellung der 
Steuerpflichtige vor dem 17. Dezember 1970 
begonnen hat." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Anzahlungen auf Anschaffungskosten und 
für Teilherstellungskosten zugelassen wer- 
den. Die Sonderabschreibungen dürfen bei 
dem Gewerbebetrieb, zu dessen Betriebs- 
vermögen das iiandelsschiff gehört, nicht 
zur Entstehung oder Erhöhung eines Ver- 
lusts führen. Werden die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten eines Handels- 
schiffes zu mindestens 30 vom Hundert 
durch Mittel finanziert, die weder unmittel- 
bar noch mittelbar in wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang mit der Aufnahme von Kre- 
diten durch den Gewerbebetrieb stehen, 
zu dessen Betriebsvermögen das Han- 
delsschiff gehört, so gilt Satz 5 mit der 
Maßgabe, daß die Sonderabschreibun- 
gen bis zum Gesamtbetrag von 15 vom 
Hundert der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten zur Entstehung oder Erhöhung 
von Verlusten führen dürfen. Satz 6 gilt 
nicht für Handelsschiffe bis zu 1 600 Brutto- 
registertonnen, es sei denn, es handelt sich 
um Tanker, Seeschlepper oder Spezial- 
schiffe für den unmittelbaren oder mittel- 
baren Einsatz zur Gewinnung von Boden- 
schätzen. Bei Handelsschiffen, für die von 
den Sonderabschreibungen Gebrauch ge- 
macht wird, sind die Absetzungen für Ab- 
nutzung nach § 7 in gleichen Jahresbeträ- 
gen vorzunehmen. Die Sonderabschreibun- 
gen sind nur unter der Bedingung zuzulas- 
sen, daß die Handelsschiffe innerhalb eines 
Zeitraumes von acht Jahren nach ihrer An- 
schaffung oder Herstellung nicht veräußert 
werden; für Anteile an einem Handels- 
schiff gilt dies entsprechend. Die Sätze 1 
bis 6, 8 und 9 gelten für Schiffe, die der 
Seefischerei dienen, entsprechend. Für Luft- 
fahrzeuge, die zur gewerbsmäßigen Beför- 
derung von Personen oder Sachen im inter- 
nationalen Luftverkehr oder zur Verwen- 
dung zu sonstigen gewerblichen Zwecken 
im Ausland bestimmt sind, gelten die Sätze 
1 bis 5, 8 und 9 mit der Maßgabe entspre- 
chend, daß an die Stelle der Eintragung in 
ein inländisches Seeschiffsregister die Ein- 
tragung in die deutsche Luftfahrzeugrolle 
und bei der Vorschrift des Satzes 9 an die 
Stelle des Zeitraums von acht Jahren ein 
Zeitraum von sechs Jahren treten. Die 
Sätze 5 bis 7, 10 und 11 gelten erstmals für 
Handelsschiffe, Schiffe, die der Seefische- 
rei dienen, und Lutffahrzeuge, die nach dem 
31. Dezember 1970 angeschafft oder herge- 
stellt werden; sie sind jedoch auf Schiffe 
und Luftfahrzeuge nicht anzuwenden, die 
vom Steuerpflichtigen, bei Gesellschaften 
im Sinne des § 15 Ziff. 2 von der Gesell- 
schaft, nachweislich vor dem 1. Januar 1971 
bestellt worden sind oder mit deren Her- 
stellung der Steuerpflichtige oder die Ge- 
sellschaft vor dem 1. Januar 1971 begonnen 
hat;". 
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Entwurf 

10. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 3 werden die folgenden Ab- 
sätze 3 a und 3 b eingefügt: 


„(3 a) Die Vorschrift des § 4 Abs. 1 Satz 5 
in der Fassung des Einkommensteuergeset- 
zes 1969 ist bei Grund und Boden, der zu 
einem land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebsvermögen gehört, letztmals für Wirt- 
schaftsjahre anzuwenden, die vor dem 
1. Juli 1970 enden. Entsteht durch die Ver- 
äußerung oder Entnahme von Grund und 
Boden, der zum Anlagevermögen eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ge- 
hört, ein Gewinn, so ist dieser nicht zu be- 
rücksichtigen, wenn der Grund und Boden 
vor dem 1. Juli 1970 veräußert oder entnom- 
men worden ist oder wenn bei einer Ver- 
äußerung nach dem 30. Juni 1970 die Ver- 
äußerung auf einem vor dem 1. Juli 1970 
rechtswirksam abgeschlossenen obligatori- 
schen Vertrag oder gleichstehenden Rechts- 
akt beruht. Die Sätze 1 und 2 gelten ent- 
sprechend für Grund und Boden, der zu 
einem der selbständigen Arbeit dienenden 
Vermögen oder der — bei Gewinnermitt- 
lung nach § 4 — zu einem gewerblichen Be- 
triebsvermögen gehört, mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des 30. Juni 1970 der (Tag 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes) und an 
die Stelle des 1. Juli 1970 jeweils der (Tag 
des Inkrafttretens des Gesetzes) tritt. 

(3 b) Die Vorschrift des § 4 Abs. 3 Satz 4 
ist für Grund und Boden des Anlagever- 
mögens erstmals anzuwenden, soweit der 
Grund und Boden 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

10. § 52 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 52 

Schlußvorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts 
anderes bestimmt ist, erstmals für den Veran- 
lagungszeitraum 1971 anzuwenden. Beim Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maß- 
gabe, daß die vorstehende Fassung erstmals 
auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, 
der für einen nach dem 31. Dezember 1970 
endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird; 
und auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. De- 
zember 1970 zufließen. 

(2) Die Vorschrift des § 2 a ist erstmals für 
Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 
(Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) enden. 

(3) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 9 ist erstmals 
auf Abfindungen auf Grund von Kündigungen, 
die nach dem 31. August 1969 zugegangen sind, 
anzuwenden. 

(4) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 62 gilt erst- 
mals für Ausgaben und Zuschüsse, die nach 
dem 31. Dezember 1970 geleistet wurden. 

(5) Die Vorschrift des § 4 Abs. 1 Satz 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 2265) ist bei Grund und Boden, der 
zu einem land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebsvermögen gehört, letztmals für Wirt- 
schaftsjahre anzuwenden, die vor dem 1. Juli 
1970 enden. Entsteht durch die Veräußerung 
oder Entnahme von Grund und Boden, der zum 
Anlagevermögen eines fand- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebs gehört, ein Gewinn, so ist 
dieser nicht zu berücksichtigen, wenn der 
Grund und Boden vor dem 1. Juli 1970 ver- 
äußert oder entnommen worden ist oder 
wenn bei einer Veräußerung nach dem 
30. Juni 1970 die Veräußerung auf einem 
vor dem 1. Juli 1970 rechtswirksam abge- 
schlossenen obligatorischen Vertrag oder gleich- 
stehenden Rechtsakt beruht. Die Sätze 1 und 
2 gelten entsprechend für Grund und Boden, 
der zu einem der selbständigen Arbeit dienen- 
den Vermögen oder der — bei Gewinnermitt- 
lung nach § 4 — -zu einem gewerblichen Be- 
triebsvermögen gehört, mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des 30. Juni 1970 der (Tag vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes) und an die 
Stelle des 1. Juli 1970 (Tag des Inkrafttretens 
des Gesetzes) tritt. 

(6) Die Vorschrift des § 4 Abs. 3 Satz 4 ist 
für Grund und Boden des Anlagevermögens 
erstmals anzuwenden, soweit der Gund und 
Boden 
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Entwurf 

1. zu einera land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebsvermögen gehört, für Wirt- 
schaftsjahre, die nach dem v30. Juni 1970 
enden, 

2. zu einem gewerblichen Betriebsvermö- 
gen oder zu einem der selbständigen 
Arbeit dienenden Vermögen gehört, für 
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. De- 
zember 1970 enden. 

Absatz 3 a Sätze 2 und 3 sind sinngemäß 
anzuwenden. Für andere nicht abnutzbare 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ist 
§ 4 Abs. 3 Satz 4 erstmals anzuwenden für 
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 
1970 enden; dies gilt nicht, soweit die An- 
schaffungS“ oder Herstellungskosten vor 
dem 1. Januar 1971 als Betriebsausgaben 
abgesetzt worden sind." 


h) Hinter Absatz 4 wird der folgende Absatz 
4 a eingefügt: 

„(4a) Die Vorschriften des § 6b Abs. 1 
Ziff. 3 und des § 6 c Abs. 1 Ziff. 1 sind erst- 
mals anzuwenden, wenn der Grund und Bo- 
den, der zu einem land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebsvermögen gehört, nach dem 
30. Juni 1970 veräußert worden ist, es sei 
denn, die Veräußerung beruht auf einem 
vor dem 1. Juli 1970 rechtswirksam abge- 
schlossenen obligatorischen Vertrag oder 
gleichstehenden Rechtsakt. Satz 1 gilt ent- 
sprechend für Grund und Boden, der zu 
einem der selbständigen Arbeit dienenden 
Vermögen oder der — bei Gewinnermitt- 
lung nach § 4 ^ — zu einem gewerblichen Be- 
triebsvermögen gehört, mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des 30. Juni 1970 der (Tag 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes) und an 
die Stelle des 1. Juli 1970 der (Tag des In- 
krafttretens des Gesetzes) tritt." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. zu einem land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebsvermögen gehört, für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 30. Juni 1970 enden, 

2. zu einem gewerblichen Betriebsvermögen 
oder zu einem der selbständigen Arbeit die- 
nenden Vermögen gehört, für Wirtschafts- 
jahre, die nach d(Mu 31. Dezember 1970 
enden. 

Absatz 5 Sätze 2 und 3 sind sinngemäß anzu- 
wenden. Für andere nicht abnutzbare Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens ist § 4 Abs. 3 
Satz 4 erstmals anzuwenden für Wirtschafts- 
jahre, die nach dem 31. Dezember 1970 enden; 
dies gilt nicht, soweit die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten vor dem 1. Januar 1971 als 
Betriebsausgaben abgesetzt worden sind. 

(7) Die Vorschrift des § 4 Abs. 7 ist erst- 
mals auf Ausgleichszahlungen anzuwenden, die 
für das Wirtschaftsjahr der Organgesellschaft 
geleistet werden, für das § 7 a des Körper- 
schaftsteuergesetzes erstmals angewandt wird. 

(8) Bei Anwendung der Vorschrift des § 6 
Abs. 1 Ziff. 5 Buchstabe b ist die Vorschrift des 
§ 17 Abs. 1 Satz 4 nur zu berücksichtigen, wenn 
der Anteil nach dem 31. Dezember 1964 unent- 
geltlich erworben worden ist. 


(9) Die Vorschriften des § 6 b Abs. 1 Ziff. 3 
und des § 6 c Abs. 1 Ziff. 1 sind erstmals anzu- 
wenden, wenn der Grund und Boden, der zu 
einem land- und forstwirtschaftlichen Betriebs- 
vermögen gehört, nach dem 30. Juni 1970 ver- 
äußert worden ist, es sei denn, die Veräuße- 
rung beruht auf einem vor dem 1. Juli 1970 
rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen 
Vertrag oder gleichstehenden Rechtsakt. Satz 1 
gilt entsprechend für Grund und Boden, der zu 
einem der selbständigen Arbeit dienenden Ver- 
mögen oder der — bei Gewinnermittlung nach 
§4 — zu einem gewerblichen Betriebsvermögen 
gehört, mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
30, Juni 1970 der (Tag vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes) und an die Stelle des 1. Juli 1970 der 
(Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) tritt. 


(10) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern, die 
vor dem 1. Januar 1958 angeschafft oder her- 
gestellt worden sind, ist § 7 des Einkommen- 
steuergesetzes 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1793) 
weiter anzuwenden. Bei beweglichen Wirt- 
schaftsgütern des Anlagevermögens, die nach 
dem 31. Dezember 1957 und vor dem 9. März 
1960 angeschafft oder hergestellt worden sind, 
ist § 7 Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 672) weiter 
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anzuwenden. Satz 2 gilt entsprechend für nach 
dem 8. März 1960 angeschaffte oder hergestellte 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, wenn 

1. die Wirtschaftsgüter vor dem 9. März 1960 
bestellt und bis zum 31. Dezember 1961 gelie- 
fert worden sind und vor dem 13. März 1960 
für die Wirtschaftsgüter eine Anzahlung ge- 
leistet oder von dem Lieferanten eine schrift- 
liche Auftragsbestätigung erteilt worden ist; 

2. mit der Herstellung der Wirtschaftsgüter vor 
dem 9. März 1960 begonnen worden ist und 
die Wirtschaftsgüter bis zum 31, Dezember 
1961 fertiggestellt worden sind. 

(11) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens mit einer betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer von mehr als 15 Jahren, 
die in der Zeit vom 1. Jaunar 1958 bis zum 
31. Dezember 1960 angeschafft oder hergestellt 
worden sind, darf der bei der Absetzung für 
Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen nach 
einem unveränderlichen Hundertsatz vom je- 
weiligen Buchwert (Restwert) anzuwendende 
Hundertsatz abweichend von § 7 Abs. 2 Satz 2 

1. bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebs- 
gewöhnlichen Nutzungsdauer von 16 bis 
25 Jahren höchstens das Dreifache 

und 

2. bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebs- 
gewöhnlichen Nutzungsdauer von mehr als 
25 Jahren höchstens das Dreieinhalbfache 

des bei der Absetzung für Abnutzung in glei- 
chen Jahresbeträgen in Betracht kommenden 
Hundersatzes betragen; er darf jedoch im Fall 
der Ziffer 1 16 vom Hundert und im Fall der 
Ziffer 2 12 vom Hundert nicht übersteigen. 

(12) Die Vorschrift des § 10 Abs. 1 Ziff. 3 
Satz 2 ist erstmals auf Beiträge an Bauspar- 
kassen anzuwenden, die auf Grund von nach 
dem 8. März 1960 abgeschlossenen Verträgen 
geleistet werden. 

(13) Beiträge zu Versicherungen auf den Er- 
lebens- oder Todesfall sowie zu Witwen-, 
Waisen-, Versorgungs- und Sterbekassen, die 
nicht die in § 10 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe b 
bezeichneten Voraussetzungen erfüllen und 
nach dem 31. Dezember 1966 geleistet werden, 
können als Sonderausgaben weiterhin abge- 
zogen werden, wenn sie 

1. auf Grund von vor dem 1. Januar 1959 ab- 
geschlossenen Versicherungsverträgen ge- 
leistet werden oder 

2. auf Grund von nach dem 31. Dezember 1958 
und vor dem 1. Juli 1965 abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen geleistet werden 
und die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 
Ziff. 2 Buchstabe b des Einkommensteuer- 
gesetzes 1958 vorliegen oder 
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3. auf Grund von nach dem 30. Juni 1965 und 
vor dem 9. Dezember 1966 abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen geleistet werden 
und die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 
Zifi. 2 Buchstabe b des Einkommensieuer- 
gesetzes 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1901) 
vorliegen. 

(14) Die Vorschrift des § 10 Abs. 2 ist erst- 
mals bei nach dem 8. Dezember 1966 abge- 
schlossenen Versicherungsverträgen für einen 
nach dem 31. Dezember 1966 geleisteten Ein- 
malbetrag und bei nach dem 8. Dezember 1966 
abgeschlossenen Bausparverträgen für nach dem 
31. Dezember 1966 geleistete Beiträge an Bau- 
sparkassen anzuwenden. 

(15) Für die Durchführung einer Nach- 
versteuerung bei Versicherungsverträgen gegen 
Einmalbeitrag und bei Bausparverträgen sind 
anzuwenden 

1. bei Versicherungsverträgen gegen Einmal- 
beitrag, die nach dem 31. Dezember 1958 und 
vor dem 9. Dezember 1966 abgeschlossen 
worden sind, § 10 Abs. 2 Ziff. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes 1965 und 

2. bei Bausparverträgen, die nach dem 31. De- 
zember 1960 und vor dem 9. Dezember 1966 
abgeschlossen worden sind, § 10 Abs. 2 
Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes 1965. 

(16) Die Vorschrift des § 10 Abs. 4 ist nicht 
anzuwenden, wenn die in dieser Vorschrift be- 
zeichneten Beiträge an Bausparkassen und prä- 
mienbegünstigten Aufwendungen auf Grund 
von vor dem 9. Dezember 1966 abgeschlossenen 
Verträgen geleistet werden. § 10 Abs. 4 ist je- 
doch anzuwenden, wenn 

1. der Steuerpflichtige einen Sonderausgaben- 
abzug für nach dem 31. Dezember 1966 auf 
Grund von nach dem 8. Dezember 1966 abge- 
schlossenen Verträgen geleistete Beiträge 
an Bausparkassen beantragt hat oder 

2. der Steuerpflichtige oder eine in § 10 Abs. 4 
Satz 1 genannte Person eine Prämie nach 
dem Spar-Prämiengesetz oder dem Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz für nach dem 
31. Dezember 1966 auf Grund von nach dem 
8. Dezember 1966 abgeschlossenen Verträ- 
gen geleistete Aufwendungen beantragt hat. 

(17) Die Vorschrift des § 13 Abs. 1 Ziff. 1 

Satz 2 ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzu- 
wenden, die nach dem 31. Dezember 1970 be- 
ginnen. Auf Antrag des Steuerpflichtigen 
kann für die Wirtschaftsjahre 1971/72, 1972/73 
und 1973/74 § 13 Abs. 1 Ziff. 1 Satz 2 

des Einkommensteuergesetzes 1969 weiter an- 
gewandt werden. Der Antrag ist bis zum Ablauf 
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der Frist für die Abgabe der Einkommensteuer- 
erklärung zu stellen. Die Vorschrift des § 13 
Abs. 3 ist letztmals für den Veranlagungszeit- 
raum 1972 anzuwenden. § 13 Abs. 1 Ziff. 1 
Sätze 4 und 5 sind erstmals für Wirtschaftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1971 
enden. § 13 Abs. 4 ist erstmals bei der Erhebung 
der Einkommensteuer für den Veranlagungs- 
zeitraum 1971 anzuwenden. 


c) Hinter Absatz 14 wird der folgende Absatz 
14 a eingefügt: 

„(14 a) Die Vorschriften des § 16 Abs. 4 
sind erstmals auf Veräußerungen anzuwen- 
den, die nach dem 31. Dezember 1970 vor- 
genommen werden." 


(18) Die Vorschriften des § 16 Abs. 4 sind 
erstmals auf Veräußerungen anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1970 vorgenommen 
werden. 

(19) Die Vorschrift des § 17 Abs. 1 Satz 4 ist 
nur anzuwenden, wenn der Veräußerer den ver- 
äußerten Anteil nach dem 31. Dezember 1964 
erworben hat. 

(20) Die Vorschrift des § 32 Abs. 2 Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes 1967 (Bundesge- 
gesetzbl. 1968 I S. 145) ist in allen noch nicht 
rechtskräftigen Veranlagungen für Veranla- 
gungszeiträume vor 1970 mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß ein Kinderfreibetrag dem Steuer- 
pflichtigen auch dann zusteht, wenn das Kind 
im Veranlagungszeitraum vor Ablauf der ersten 
vier Monate das 18. Lebensjahr vollendet 
hatte. 

(21) Die Vorschriften des § 33 a Abs. 1 und 
des § 41 Abs. 1 Ziff. 5 des Einkommensteuer- 
gesetzes 1953 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1355) gellen 
auch weiterhin mit der Maßgabe, daß sie bei 
einem Steuerpflichtigen jeweils nur für das Ka- 
lenderjahr, in dem bei ihm die Voraussetzungen 
für die Gewährung eines Freibetrags nach die- 
sen Vorschriften eingetreten sind, und für die 
beiden folgenden Kalenderjahre anzuwenden 
sind. Für ein Kalenderjahr, für das der Steuer- 
pflichtige eine Steuerermäßigung nach § 33 für 
Aufwendungen zur Wiederbeschaffung von 
Hausrat und Kleidung beantragt, wird ein Frei- 
betrag nicht gewährt. 

(22) Die Vorschrift des § 34 Abs. 2 Ziff. 1 
ist erstmals auf Veräußerungen anzuwenden, 
die nach dem 30. Juni 1970 vorgenommen wer- 
den. 

(23) Die Vorschrift des § 34 a ist auch für frü- 
here Kalenderjahre anzuwenden, soweit nicht 
die Unanfechtbarkeit von Bescheiden oder die 
Versäumung von Antragsfristen entgegensteht. 
§ 34 a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1973 
außer Kraft. 

(24) § 49 Abs. 2 ist erstmals auf Entgelte an- 
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 1970 
vereinbart werden. 
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d) Der iolgende Absatz 21 wird angeiügt: 

„(21) Die Vorschriften des § 55 sind erst- 
mals anzuwenden 

1. bei der GewinneiinilLlung nach § 4 Abs. 1 
für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
30. Juni 1970 enden, 

2. bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 
auf Veräußerungen oder Entnahmen 

a) nach dem 30. Juni 1970, wenn der 
Grund und Boden zum Anlagevermö- 
gen eines land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebsvermögens, 

b) nach dem (Tag vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes), wenn der Grund und 
Boden zum’ Anlagevermögen eines 
gewerblichen Betriebsvermögens oder 
eines der selbständigen Arbeit die- 
nenden Vermögens 

gehörte, es sei denn, die Veräußerung 
beruht auf einem vor dem jeweiligen 
Stichtag rechtswirksam abgeschlossenen 
obligatorischen Vertrag oder gleichste- 
henden Rechtsakt." 


11. Hinter § 54 wird der folgende § 55 angefügt: 

.§ 55 

Schlußvorschriften 

(Sondervorschriften für die Gewinnermittlung 
nach § 4 oder nach Durchschnittsätzen bei vor 
dem 1. Juli 1970 angeschafftem Grund und 
Boden) 

(1) Bei Steuerpflichtigen, deren Gewinn für 
das Wirtschaftsjahr, in das der 30. Juni 1970 
fällt, nicht nach § 5 zu ermitteln ist, gilt bei 
Grund und Boden, der mit Ablauf des 30. Juni 
1970 zu ihrem Anlagevermögen gehört hat, un- 
beschadet des Absatzes 4 als Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten (§ 4 Abs. 3 Satz 4 und 
§ 6 Abs. 1 Ziff. 2 Satz 1) das Zweifache des nach 
den Absätzen 2 und 3 zu ermittelnden Aus- 
gangsbetrags. 

(2) Bei der Ermittlung des Ausgangsbetrags 
des zum land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögen (§ 33 Abs. 1 Satz 1 des Bewertungsge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Dezember 1965 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1861 — , zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung bewertungsrecht- 
licher Vorschriften und des Einkommensteuer- 
gesetzes vom 22. Juli 1970 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1118) gehörenden Grund und Bodens ist 
seine Zuordnung zu den Nutzungen und Wirt- 
schaftsgütern (§ 34 Abs. 2 des Bewertungsge- 
setzes) am 1. Juli 1970 maßgebend; dabei sind 
die Hof- und Gebäudeflächen sowie die Haus- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(25) Die Vorschriften des § 55 sind erstmals 
anzuwenden 

1. bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 
für Wirtschaftsjahre, die nach dem 30. Juni 
1970 enden, 

2. bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 
auf Veräußerungen oder Entnahmen 

a) nach dem 30. Juni 1970, wenn der Grund 
und Boden zum Anlagevermögen eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebs- 
vermögens, 

b) nach dem (Tag vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes), wenn der Grund und Boden zum 
Anlagevermögen eines gewerblichen Be- 
triebsvermögens oder eines der selbständi- 
gen Arbeit dienenden Vermögens 

gehörte, es sei denn, die Veräußerung beruht 
auf einem vor dem jeweiligen Stichtag rechts- 
wirksam abgeschlossenen obligatorischen Ver- 
trag oder gleichstehenden Rechtsakt." 


11. Hinter § 54 wird der folgende § 55 angefügt: 

♦ 

„§ 55 

Schlußvorschriften 

(Sondervorschriften für die Gewinnermittlung 
nach § 4 oder nach Durchschnittsätzen bei vor 
dem 1. Juli 1970 angeschafftem Grund und 
Boden) 

(1) Bei Steuerpflichtigen, deren Gewinn für 
das Wirtschaftsjahr, in das der 30. Juni 1970 
fällt, nicht nach § 5 zu ermitteln ist, gilt bei 
Grund und Boden, der mit Ablauf des 30. Juni 
1970 zu ihrem Anlagevermögen gehört hat, als 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten (§ 4 
Abs. 3 Satz 4 und § 6 Abs. 1 Ziff. 2 Satz 1) das 
Zweifache des nach den Absätzen 2 bis 3 zu 
ermittelnden Ausgangsbetrags. 


(2) Bei der Ermittlung des Ausgangsbetrags 
des zum land- und forstwirtschaftlichen Vermö- 
gen (§ 33 Abs. 1 Satz 1 des Bewertungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. De- 
zember 1965 — - Bundesgesetzbl. I S. 1861 — , zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung bewertungsrechtlicher Vorschrif- 
ten und des Einkommensteuergesetzes vom 
22. Juli 1970 — Bundesgesetzbl. I S. 1118) ge- 
hörenden Grund und Bodens ist seine Zuord- 
nung zu den Nutzungen und Wirtschaftsgütern 
(§ 34 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes) am 1. Juli 
1970 maßgebend; dabei sind die Hof- und Ge- 
bäudeflächen sowie die Hausgärten im Sinne 


13 



Drucksache VI/2350(neu) Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

gärten im Sinne des § 40 Abs. 3 des Bewer- 
tungsgesetzes nicht in die einzelne Nutzung 
einzubeziehen. Es sind anzusetzen: 

1. Für die nach dem Bodenschätzungsgesetz 
vom 16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1050), zuletzt geändert durch die Finanz- 
gerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1477), zu schätzenden Flä- 
chen der landwirtschaftlichen, gärtnerischen 
und sonstigen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung der Betrag, der sich unter Berück- 
sichtigung der aus den Schätzungsergebnis- 
sen ermittelten durchschnittlichen Ertrags- 
meßzahl je Hekar (EMZ) der wirtschaft- 
lichen Einheit (§ 33 Abs. 1 Satz 2 des Be- 
wertungsgesetzes) aus der nachstehenden 
Tabelle ergibt: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

des § 40 Abs. 3 des Bewertungsgesetzes nicht 
in die einzelne Nutzung einzubeziehen. Es sind 
anzusetzen: 

1. Bei Flächen, die nach dem Bodenschätzungs- 
gesetz vom 16. Oktober 1934 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1050), zuletzt geändert durch die 
Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1477), zu schätzen sind, 
für jedes katastermäßig abgegrenzte Flur- 
stück der Betrag in Deutscher Mark, der sich 
ergibt, wenn die für das Flurstück am 1. Juli 
1970 im amtlichen Verzeichnis nach § 2 
Abs. 2 der Grundbuchordnung (Liegen- 
schaftskataster) ausgewiesene Ertragsmeß- 
zahl vervierfacht wird. Abweichend von Satz 
1 sind für Flächen der Nutzungsteile 

a) Hopfen, Spargel, Gemüsebau und Obst- 
bau 

4.00 Deutsche Mark je Quadratmeter, 

b) Blumen- und Zierpflanzenbau sowie 
Baumschulen 

5.00 Deutsche Mark je Quadratmeter 

anzusetzen, wenn der Steuerpflichtige dem 
Finanzamt gegenüber bis zum 30. Juni 1972 
eine Erklärung über die Größe, Lage und 
Nutzung der betreffenden Flächen abgibt, 


durchschnittliche 

EMZ 


1 

2 1 

3 1 

4 

bis 10 

0,50 

2,00 

3,00 

über 10 bis 13 

0,60 

2,00 

3,00 

über 13 bis 16 

0,70 

2,00 

3,00 

über 16 bis 20 

0,85 

2,00 

3,00 

über 20 bis 25 

1,00 

2,00 

3,00 

über 25 bis 30 

1,18 

2,00 

3,00 

über 30 bis 35 

1,36 

2,04 

3,00 

über 35 bis 40 

1,52 

2,28 

3,04 

über 40 bis 45 

1,67 

2,50 

3,34 

über 45 bis 50 

1,81 

2,72 

3,62 

über 50 bis 55 

1,93 

2,90 

3,86 

über 55 bis 60 

2,04 

3,06 

4,08 

über 60 bis 65 

2,14 

3,21 

4,28 

über 65 bis 70 

2,23 

3,35 

4,46 

über 70 bis 80 

2,34 

3,50 

4,68 

über 80 bis 100 

2,50 

3,75 

5,00 


Ausgangsbetrag je 
Quadratmeter in DM bei 
den Nutzungen 


Landwirt- 
schaft 
ohne 
Sonder- 
kulturen, 
sonstige 
land- und 
forstwirt- 
schaft- 
liche 
Nutzung 


Hopfen, 

Spargel, 

Gemüse- 

bau, 

Obstbau 


Blumen- 

und 

Zier- 

pflanzen- 

bau, 

Baum- 

schulen 
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2. für Flächen der forstwirtschaftlichen Nut- 
zung je Quadratmeter 1,00 Deutsche Mark, 

3. für Flächen der weinbaulichen Nutzung der 
Betrag, der sich unter Berücksichtigung der 
maßgebenden Lagenvergleichszahl (Ver- 
gleichszahl der einzelnen Weinbaulage, § 39 
Abs. 1 Satz 3 und § 57 des Bewertungsge- 
setzes), die für ausbauende Betriebsweise 
mit Faßweinerzeugung anzusetzen ist, aus 
der nachstehenden Tabelle ergibt: 


Lagenvergleichszahl 

Ausgangsbetrag 
je Quadratmeter 
in DM 

bis 20 

2,50 

21 bis 30 

3,50 

31 bis 40 

5,00 

41 bis 50 , 

7,00 

51 bis 60 

8,00 

61 bis 70 

9,00 

71 bis 100 

10,00 

über 100 

12,50 


4. für Flächen der sonstigen land- und forst- 
wirtschaftlichen Nutzung, auf die Ziffer 1 
keine Anwendung findet, je Quadratmeter 
1,00 Deutsche Mark, 

5. für Hofflädien, Gebäudeflächen und Haus- 
gärten im Sinne des § 40 Abs. 3 des Bewer- 
tungsgesetzes je Quadratmeter 5,00 Deut- 
sche Mark, 

6. für Flächen des Geringstlandes je Quadrat- 
meter 0,25 Deutsche Mark, 

7. für Flächen des Abbaulandes je Quadrat- 
meter 0,50 Deutsche Mark, 

8. für Flächen des Unlandes je Quadratmeter 
0,10 Deutsche Mark. 


Beschlüsse des (i. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


(2 a) Lag am 1. Juli 1970 kein Liegenschafts- 
kataster vor, in dem Ertragsmeßzahlen ausge- 
wiesen sind, so ist der Ausgangsbetrag in sinn- 
gemäßer Anwendung des Absatzes 2 Ziff. 1 
Satz 1 auf der Grundlage der durchschnittlichen 
Ertragsmeßzahl der landwirtschaftlichen Nut- 
zung eines Betriebs zu ermitteln, die die Grund- 
lage für die Hauptfeststellung des Einheitswerts 
auf den 1. Januar 1964 bildet. Absatz 2 Ziff. 1 
Satz 2 bleibt unberührt. 
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(3) Bei nicht zum land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögen gehörenden Grund und Boden 
ist als Ausgangsbetrag anzusetzen: 

1 . Für unbebaute Grundstücke der auf den 
1. Januar 1964 festgestellte Einheitswert. 
Wird auf den 1. Januar 1964 kein Einheits- 
wert festgestellt oder hat sich der Bestand 
des Grundstücks nach dem 1. Januar 1964 und 
vor dem 1. Juli 1970 verändert, so ist der 
Wert maßgebend, der sich ergeben würde, 
wenn das Grundstück nach seinem Bestand 
vom 1. Juli 1970 und nach den Wertverhält- 
nissen vom 1. Januar 1964 zu bewerten 
wäre; 

2. für bebaute Grundstücke der Wert, der sich 
nach Ziffer 1 ergeben würde, wenn das 
Grundstück unbebaut wäre. 

(4) Weist der Steuerpflichtige nach, daß der 
Teilwert für Grund und Boden im Sinne des 
Absatzes 1 am 1. Juli 1970 höher ist als das 
Zweifache des Ausgangsbetrags, so ist auf An- 
trag des Steuerpflichtigen der Teilwert als An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten anzusetzen. 
Der Antrag ist bis zum 31. Dezember 1973 bei 
dem Finanzamt zu stellen, das für die Ermitt- 
lung des Gewinns aus dem Betrieb zuständig 
ist. Der Teilwert ist gesondert festzustellen. 
Vor dem 1. Januar 1974 braucht diese Feststel- 
lung nur zu erfolgen, wenn ein berechtigtes 
Interesse des Steuerpflichtigen gegeben ist. Die 
Vorschriften der Reichsabgabenordnung und 
der Finanzgerichtsordnung über die gesonderte 
und die einheitliche Feststellung von Besteue- 
rungsgrundlagen gelten entsprechend. 

(5) Verluste, die bei der Veräußerung oder 
Entnahme von Grund und Boden im Sinne des 
Absatzes 1 entstehen, dürfen bei der Ermittlung 
des Gewinns in Höhe des Betrags nicht berück- 
sichtigt werden, um den der Veräußerungspreis 
oder der an dessen Steile tretende Wert nach 
Abzug der Veräußerungskosten unter dem 
Zweifachen des Ausgangsbetrags liegt. Entspre- 
chendes gilt bei Anwendung des § 6 Abs. 1 
Ziff. 2 Satz 2. 

(6) Grund und Boden, der nach § 4 Abs. 1 
Satz 5 des Einkommensteuergesetzes 1969 nicht 
anzusetzen war, ist wie eine Einlage zu behan- 
deln; er ist dabei mit den sich nach den Ab- 
sätzen 2 bis 4 ergebenden Werten anzusetzen." 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über die Ermittlung des 
Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach 
Durchschnittssätzen 

Das Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen 
vom 15. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1350), 
zuletzt geändert durch das Steueränderungsgesetz 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Grund und Boden, der nach § 4 Abs. 1 
Satz 5 des Einkommensteuergesetzes 1969 nicht 
anzusetzen war, ist wie eine Einlage zu behan- 
deln; er ist dabei mit dem nach Absatz 1 oder 
4 maßgebenden Wert anzusetzen." 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über die Ermittlung des 
Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach 
Durchschnittsätzen 

Das Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen 
vom 15. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1350), 
zuletzt geändert durch das Steueränderungsgesetz 
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1968 vom 20. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 141), wird wie folgt geändert: 

1. 6 8 wird wie folat Geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Der folgende Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Zu den Gewinnen im Sinne des Ab- 
satzes 1 gehören auch Gewinne aus der Ver- 
äußerung oder Entnahme von Grund und Bo- 
den. Die Vorschriften des § 4 Abs. 3 und des 
§ 55 des Einkommensteuergesetzes sind ent- 
sprechend anzuwenden." 

2. Dem § 12 Abs. 4 Ziff. 3 werden die folgenden 
^ Sätze angefügt: 

„Zu diesen Gewinnen gehören auch Gewinne 
aus der Veräußerung oder Entnahme von Grund 
und Boden. Die Vorschriften des § 4 Abs. 3 und 
des § 55 des Einkommensteuergesetzes sind ent- 
sprechend anzuwenden." 

3. Hinter § 16 wird der folgende § 16 a eingefügt: 

„§ 16 a 

Schlußvorschriften 

Für die Anwendung der Vorschriften des § 8 
Abs. 2 und des § 12 Abs. 4 Ziff. 3 Sätze 2 und 3 
gelten die Vorschriften des § 52 Abs. 3 a und 3 b 
des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
des Zweiten Steueränderungsgesetzes 1971 vom 
. . . (Bundesgesetzbl. IS. . . .) entsprechend." 

Artikel 3 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

§ 1 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Dezember 1965 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 1861), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung bewertungsrecht- 
licher Vorschriften und des Einkommensteuerge- 
setzes vom 22. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1118), 
wird wie folgt geändert: 

Dem § 69 wird der folgende Absatz 4 angefügt: 

„(4) Absatz 2 und Absatz 3 Satz 2 finden in den 
Fällen des § 55 Abs. 4 Satz 1 des Einkommen- 
steuergesetzes keine Anwendung. Die Zurechnung 
der Hofstelle mit den dazugehörigen Flächen im 
Sinne des § 40 Abs. 3 Sätze 1 und 2 zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen bleibt unberühjt." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1968 vom 20. Februar 1969 Bundesgesetzbl. I 
S. 141), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. Hinter § 16 wird der folgende § 16 a eingefügt: 

♦ 

„16 a 

Schlußvorschriften 

Für die Anwendung der Vorschriften des § 8 
Abs. 2 und des § 12 Abs. 4 Ziff. 3 Sätze 2 und 3 
gelten die Vorschriften des § 52 Abs. 5 und 6 
des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
des Zweiten Steueränderungsgesetzes 1971 vom 
. . . (Bundesgesetzbl. IS....) entsprechend." 

Artikel 3 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

§ 1 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Dezember 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1861), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung bewertungsredit- 
licher Vorschriften und des Einkommensteuerge- 
setzes vom 22. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1118), 
wird wie folgt geändert: 

Dem § 69 wird der folgende Absatz 4 angefügt: 

„(4) Absatz 2 und Absatz 3 Satz 2 finden in den 
Fällen des § 55 Abs. 4 Satz 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes keine Anwendung. Die Zurechnung der 
Hofstelle mit den dazugehörigen Flächen im Sinne 
des § 40 Abs. 3 Sätze 1 und 2 zum land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögen bleibt unberührt; das gilt 
auch für andere Flächen bis zur Größe von insge- 
samt einem Hektar, die im räumlichen Zusammen- 
hang mit der Hoffläche stehen." 
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§ 2 

§ 1 ist erstmals bei Fortschreibungen und Nach- 
feststellungen von Einheitswerten auf den Zeitpunkt 
anzuwenden, von dem an die nach den Wertver- 
hältnissen vom 1. Januar 1964 festgestellten Ein- 
heitswerte bei der Festsetzung der Steuern zu- 
grunde gelegt sind. 

Artikel 4 

Änderung des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

Das Entwicklungshilfe-Steuergesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 15. März 1968 (Bun- 
desgesetzbl, I S. 217) wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wird der folgende Absatz 7 angefügt: 

♦ 

„(7) Der Bewertungsabschlag und die Rücklage 
nach Absatz 1 dürfen bei dem Betrieb, zu dessen 
Betriebsvermögen die Kapitalanlagen in Ent- 
wicklungsländern gehören, nicht zur Entstehung 
oder Erhöhung eines Verlusts führen." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Der folgende Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Rücklage nach Absatz 1 darf bei 
dem Betrieb, zu dessen Betriebsvermögen die 
Beteiligungen an Kapitalgesellschaften in 
Entwicklungsländern gehören, nicht zur Ent- 
stehung oder Erhöhung eines Verlusts füh- 
ren." 


3. § 11 erhält die folgende Fassung: 

.§ 11 

Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 erstmals 
für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1967 enden. 

(2) Die Vorschrift des § 1 Abs. 7 ist erstmals 
auf Kapitalanlagen in Entwicklungsländern an- 
zuwenden, die nach dem 16. Dezember 1970 vor- 
genommen werden. Das gilt nicht für Kapitalan- 
lagen in Entwicklungsländern, die nachweislich 
in Erfüllung einer am Schluß des 16. Dezember 
1970 bestehenden rechtsverbindlichen Verpflich- 
tung vorgenommen werden. 

(3) Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 ist erstmals 
auf Beteiligungen an Kapitalgesellschaften in 
Entwicklungsländern anzuwenden, die nach dem 
16. Dezember 1970 angeschafft oder hergestellt 
werden. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 2 

unverändert 


Artikel 4 

Änderung des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

Das Entwicklungshilfe-Steuergesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 15. März 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 217) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 11 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 11 

Anwendungsbereich 

(1) unverändert 


(2) Die Vorschrift des § 1 Abs. 7 ist erstmals 
auf Kapitalanlagen in Entwicklungsländern an- 
zuwenden, die nach dem 31 . Dezember 1970 vor- 
genommen werden. Das gilt nicht für Kapitalan- 
lagen in Entwicklungsländern, die nachweislich 
in Erfüllung einer am Schluß des 31 . Dezember 
1970 bestehenden rechtsverbindlichen Verpflich- 
tung vorgenommen werden. 

(3) Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 ist erstmals 
auf Beteiligungen an Kapitalgesellschaften in 
Entwicklungsländern anzuwenden, die nach dem 
31 . Dezember 1970 angeschafft oder hergestellt 
werden. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend." 
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Artikel 5 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 4a 

Änderung des Gesetzes zur Überleitung 
steuerrechtlicher Vorschriften für Erfinder 

In § 2 des Gesetzes zur Überleitung steuerrechi- 
licher Vorschriften für Erfinder in der Fassung des 
Artikels 3 des Steueränderungsgesetzes 1968 vom 
20. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 141) werden 
die Jahreszahl „1971" durch die Jahreszahl „1973" 
und die Jahreszahl „1972" durch die Jahreszahl 
„1974" ersetzt. 

Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 
unverändert 
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